
 

Amtliche Bekanntmachung der Gemeinde Forchheim 
 
 
 
Zu der am Dienstag, den 12.11.2024, 20:00, im Ratssaal, Herrenstraße 33, Forchheim 
stattfindenden öffentlichen Sitzung des Gemeinderates Forchheim lade ich freundlich ein. 
 

T a g e s o r d n u n g  
 
 

1. Zuschuss an den Musikverein zur Beschaffung von Uniformen 
 

2. Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Carport in der Kronenstraße, Flst. 114 + 115 in 
Forchheim 

 

3. Errichtung einer Agri-Photovoltaikanlage im Außenbereich, Flst. 4769 + 4798 in Forchheim 
 

4. Haushaltsberatung 2025 
 

5. Beschluss über die Hebesätze der Grund- und Gewerbesteuer ab 01.01.2025 und Beschluss-
fassung der Hebesatzsatzung 

 

6. Bekanntgaben 
 

7. Fragestunde 
 

7.1. Gemeinderat 
 

7.2. Zuhörer 
 

 
 
 
 
Christian Pickhardt 
Bürgermeister 
 



Beschlussvorlage 
 
Drucksache-Nr. FO 47/2024 Forchheim, den 07.10.2024 
 
Federführendes Amt: Kämmerei Forchheim 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeinderat Forchheim öffentlich 12.11.2024 Beschlussfassung 
 
Betreff 
Zuschuss an den Musikverein zur Beschaffung von Uniformen 
 
Es wird folgende Beschlussfassung vorgeschlagen: 
Der Gemeinderat beschließt, die Beschaffung neuer Uniformen des Musikvereins Forchheim e.V. 
mit 18.500 Euro zu bezuschussen. 
 
Begründung 
Der Musikverein Forchheim e.V. trägt mit seiner Arbeit und seinem Auftreten in Forchheim we-
sentlich zum kulturellen Leben bei. Der Gemeinderat hat sich in seiner Haushaltsberatung für den 
Haushalt 2024 dafür ausgesprochen, dem Musikverein für die dringend benötigten, neuen Unifor-
men einen Zuschuss in Höhe von 18.500 Euro zu gewähren. Dies muss nun noch formal beschlos-
sen werden. Die Mittel sind im Haushaltsplan 2024 in der genannten Höhe eingeplant worden. 
 
 



Beschlussvorlage 
 
Drucksache-Nr. FO 53/2024 Forchheim, den 04.11.2024 
 
Federführendes Amt: Bauamt Endingen 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeinderat Forchheim öffentlich 12.11.2024 Beschlussfassung 
 
Betreff 
Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Carport in der Kronenstraße, Flst. 114 + 115 in 
Forchheim 
 
Es wird folgende Beschlussfassung vorgeschlagen: 
Dem Bauvorhaben wird zugestimmt. 
 
Begründung 
Die Bauherrschaft plant den Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Carport in der Kronenstraße, 
Flst. 114 + 115 in Forchheim. Die Bebauung soll sich über Flst. 114 und 115 erstrecken. Das 
Grundstück liegt im nicht überplanten Innenbereich und wird nach § 34 BauGB beurteilt. Nach § 34 
BauGB ist ein Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der 
Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umge-
bung einfügt und die Erschließung gesichert ist. Aus Sicht der Verwaltung sind die Voraussetzun-
gen für die Zulässigkeit gegeben. Deshalb wird vorgeschlagen, das Einvernehmen zum Bauantrag 
zu erteilen. 
 
Anlage(n): 
1. Bauantrag Kronenstraße 
 



















Beschlussvorlage 
 
Drucksache-Nr. FO 52/2024 Forchheim, den 04.11.2024 
 
Federführendes Amt: Bauamt Forchheim 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeinderat Forchheim öffentlich 12.11.2024 Beschlussfassung 
 
Betreff 
Errichtung einer Agri-Photovoltaikanlage im Außenbereich, Flst. 4769 + 4798 in Forchheim 
 
Es wird folgende Beschlussfassung vorgeschlagen: 
Zustimmung zur Bauvoranfrage 
 
Begründung 
Der Antragsteller hat eine Bauvoranfrage (§ 57 LBO) zur Errichtung einer Agri-Photovoltaikanlage 
nach § 48 Abs. 1 Nr. 5 a EEG auf Flst. 4769 und 4768 (Außenbereich) in Forchheim eingereicht. 
Das Grundstück liegt im Außenbereich und wird nach § 35 BauGB beurteilt. Nach § 35 (2) BauGB 
ist ein Vorhaben zulässig, wenn ihre Ausführung oder Benutzung öffentliche Belange nicht beein-
trächtigt und die Erschließung gesichert ist. Mit der Bauvoranfrage soll geklärt werden, ob die Er-
richtung einer Agri-Photovoltaikanlage beim genannten Standort grundsätzlich denkbar ist.   
Aus Sicht der Verwaltung sind die Voraussetzungen für die Zulässigkeit gegeben.  
 
Anlage(n): 
1. Bauvoranfrage Agri-Photovoltaikanlage 
 













Informationsvorlage 
 
Drucksache-Nr. FO 51/2024 Forchheim, den 30.10.2024 
 
Federführendes Amt: Kämmerei Forchheim 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeinderat Forchheim öffentlich 12.11.2024 Vorberatung 
 
Betreff 
Haushaltsberatung 2025 
 
Information 
Erläuterungen zum Haushalt 2025 erfolgen in der Sitzung.  
 
Die Verabschiedung des Haushalts 2025 soll im Dezember 2024 erfolgen. 
 
 



Beschlussvorlage 
 
Drucksache-Nr. FO 43/2024 Forchheim, den 17.09.2024 
 
Federführendes Amt: Kämmerei Forchheim 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeinderat Forchheim öffentlich 12.11.2024 Beschlussfassung 
 
Betreff 
Beschluss über die Hebesätze der Grund- und Gewerbesteuer ab 01.01.2025 und Beschluss-
fassung der Hebesatzsatzung 
 
Es wird folgende Beschlussfassung vorgeschlagen: 
1. Der Hebesatz für die Grundsteuer A wird ab 01.01.2025 auf 700 v. H. festgesetzt. 
2. Der Hebesatz für die Grundsteuer B wird ab 01.01.2025 auf 300 v. H. festgesetzt. 
3. Auf die Einführung der Grundsteuer C ab 01.01.2025 wird verzichtet. 
4. Der Hebesatz für die Gewerbesteuer wird ab 01.01.2025 auf 370 v. H. festgesetzt. 
5. Der Gemeinderat beschließt die vorliegende Satzung über die Erhebung der Grundsteuer und 
Gewerbesteuer (Hebesatzsatzung). 
 
Begründung 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
Die Übergangsfrist für die Anwendung des alten Grundsteuerrechts endet zum 31.12.2024. Dieses 
wurde im April 2018 vom Bundesverfassungsgericht in seiner bisherigen Form für verfassungswid-
rig erklärt. Begründet wurde die Entscheidung damit, dass das Festhalten des Gesetzgebers am 
Hauptfeststellungs-/Bewertungszeitpunkt 1964 zu gravierenden und umfassenden Ungleichbehand-
lungen führt, für die es keine ausreichende Rechtfertigung gibt. Am 01.01.2025 tritt somit das neue 
Grundsteuerrecht in Kraft. Dadurch verändern sich die Messbeträge der Grundstücke, weshalb 
die Hebesätze für die Grundsteuer A und B angepasst werden.  
 
Verfahren zur Ermittlung der Grundsteuer 
Sowohl im Bundesrecht als auch im Landesgrundsteuergesetz wird die Grundsteuer wie im bisheri-
gen Recht in einem dreistufigen Verfahren ermittelt: 
- Im ersten Schritt, dem Bewertungsverfahren, stellen die Finanzämter den Grundsteuerwert fest. 
Das Verfahren endet mit dem Erlass eines Grundsteuerwertbescheids. 
- Im zweiten Schritt wird von den Finanzämtern auf der Grundlage des Grundsteuerwerts der Mess-
betrag berechnet. Das Verfahren endet mit dem Erlass eines Messbescheids. 
- Im dritten und letzten Schritt errechnet die Gemeinde die Grundsteuer, in dem sie den Messbe-
trag mit dem vom Gemeinderat beschlossenen Hebesatz multipliziert. Durch den Grundsteuerbe-
scheid wird die Grundsteuer dann gegenüber dem Steuerpflichtigen festgesetzt. 
 
Aufkommensneutralität und Finanzbedarf der Kommune 
Es wird seitens des Bundes und Landes betont, dass die Grundsteuer in Summe aufkommensneu-
tral gestaltet werden soll. Das meint, dass das Grundsteueraufkommen im Gesamten im neuen 
Recht gleich hoch sein soll wie im alten Recht. Der Begriff der Aufkommensneutralität kann aller-
dings nicht auf einzelne Eigentümer angewendet werden. Hier wird das neue Recht zu Belastungs-
verschiebungen führen, auf welche die Gemeinde keine Einflussmöglichkeit hat. Neben der Auf-
kommensneutralität wird aber auch betont, dass sich die Höhe der Grundsteuer am Finanzbedarf 
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der Kommune orientieren soll. Eine Erhöhung des Gesamtsteueraufkommens ist dadurch, wie in 
jedem Haushaltsjahr, nicht ausgeschlossen. 
 
Transparenzregister des Landes 
Das Finanzministerium Baden-Württemberg hat ein „Transparenzregister“ veröffentlicht. Dort 
wird für die Gemeinde Forchheim für den Hebesatz der Grundsteuer B eine Spanne von 186-206 v. 
H. genannt, welcher aus Sicht des Finanzministeriums aufkommensneutral ist. Dieser Hebesatz ist 
allerdings nur eine allgemeine Schätzung und berücksichtigt nicht die genauen Gegebenheiten der 
Gemeinde. Das Transparenzregister wurde aus diesem Grund von den Gemeinden und Städten stark 
kritisiert. 
 
Schwierigkeiten bei der Ermittlung der Hebesätze 
Die Ermittlung des „richtigen“ Hebesatzes ist aus mehreren Gründen schwierig. Zum einen liegen 
noch nicht alle Hauptfeststellungen vor, sodass Teile der Datengrundlage fehlen. Zum anderen 
könnten sich noch Änderungen der bisher abgegebenen Hauptfeststellungen ergeben, wenn An-
gaben falsch abgegeben wurden. Außerdem werden im neuen Recht die Wohnhäuser der landwirt-
schaftlichen Betriebe nicht mehr wie bisher in der Grundsteuer A veranlagt, sondern nun in der 
Grundsteuer B. Der Wert dieser Fallverschiebungen kann kaum ermittelt werden.  
 
Dennoch besteht für die weitere Umsetzung der Grundsteuerreform die Notwendigkeit, den Hebe-
satz jetzt schon festzulegen, damit auch die EDV-Umsetzung reibungslos verlaufen kann. Aufgrund 
der genannten Schwierigkeiten muss im Laufe des Jahres 2025 aber eine Überprüfung erfolgen, 
welche gegebenenfalls eine Änderung der Hebesätze zur Folge hat.  
 
Datenlage Gemeinde Forchheim 
In Forchheim liegen aktuell rund 88% der Hauptfeststellungen der Grundsteuer A und 95% der 
Hauptfeststellungen der Grundsteuer B vor. 
 
Bei getrennter Betrachtung der beiden Grundsteuerarten ergibt sich rechnerisch anhand der bisher 
vorliegenden, hochgerechneten Daten ein Hebesatz für die Grundsteuer A von 711 v. H. (bisher 300 
v. H.) und für die Grundsteuer B von 192 v. H. (bisher 350 v. H.). 
 
Verwaltungsvorschlag 
Aufgrund der erwähnten Fallverschiebungen schlägt die Verwaltung vor, den Hebesatz der 
Grundsteuer A leicht zu senken und den Hebesatz der Grundsteuer B anzuheben im Vergleich 
zu den aufkommensneutralen Hebesätzen bei getrennter Betrachtung.  
 
In Anbetracht der finanziellen Lage von Forchheim steht jedoch eine Erhöhung des Gesamt-
grundsteueraufkommens im Raum. Seit Jahren schafft Forchheim es nicht, den Haushalt im Plan 
auszugleichen. Damit dies gelingt, muss sowohl bei den Aufwendungen als auch bei den Erträgen 
geschaut werden, an welchen Stellschrauben gedreht werden kann. Die Gemeinde Forchheim hat 
den Hebesatz für die Grundsteuer B zuletzt 2016 erhöht auf 350 v. H. Der bisherige Hebesatz ist 
im Vergleich zu anderen Kommunen im Umkreis deutlich unter dem Durchschnitt. Bei der 
Grundsteuer A und der Gewerbesteuer ist dies ebenfalls so: 



 

Beschlussvorlage FO FO 43/2024 Seite 3 von 4 

 
 
Aufgrund der genannten Gründe schlägt die Verwaltung folgende Grundsteuerhebesätze ab 
01.01.2025 vor: 
 

  
 
Hebesatz Gewerbesteuer 
Bei der Gewerbesteuer ist in oben dargestellter Übersicht ebenfalls erkennbar, dass der Hebesatz in 
Forchheim bisher unterdurchschnittlich gering war. Der Hebesatz wurde zuletzt 2016 von 300 v. 
H. auf 320 v. H. angehoben. Obwohl die Aufwendungen der Gemeinde immer weiter gestiegen 
sind, wurde keine erneute Anpassung vorgenommen. Gleichzeitig musste die Gemeinde dieses Jahr 
einige Gewerbesteuerzahlungen zurückerstatten, da das Jahr 2022 für viele Gewerbetreibende wirt-
schaftlich schlechter war, als in den Vorauszahlungen angenommen wurde. Daher kommt es, dass 
zum jetzigen Stand statt bisher eingeplanten 450.000 Euro Gewerbesteuererträgen tatsächlich nur 
rund 415.000 Euro im Jahr 2024 eingenommen werden. Auch 2025 rechnet die Verwaltung mit 
einigen Rückzahlungen an die Gewerbetreibende. Mit einem gleichbleibenden Hebesatz werden 
dann für 2025 rund 360.000 Euro Gewerbesteuererträge erwartet, was einer Differenz zum Planan-
satz 2024 in Höhe von 90.000 Euro entspricht. Die Verwaltung schlägt daher vor, den Hebesatz für 
die Gewerbesteuer auf 370 v. H. anzuheben. Damit läge Forchheim nur drei Prozent über dem 



 

Beschlussvorlage FO FO 43/2024 Seite 4 von 4 

Durchschnitt der Gemeinden im Umkreis. Dies würde trotzdem zu Mindererträgen im Vergleich 
zum Plan 2024 in Höhe von 34.000 Euro führen.  
 
Folgt der Gemeinderat dem Beschlussvorschlag der Verwaltung, werden ab 2025 insgesamt Meh-
rerträge in der Grund- und Gewerbesteuer in Höhe von rund 39.700 Euro erwartet, wodurch 
das Haushaltsdefizit in geringem Umfang vermindert werden kann. 
 
Hebesatzsatzung 
Den Kommunen wird empfohlen, eine separate Hebesatzsatzung zu erlassen, anstatt die Hebesät-
ze, wie bisher in Forchheim, in der Haushaltssatzung zu beschließen. Dies hat den Vorteil, dass die 
Hebesätze schon vor der Haushaltssatzung beschlossen werden können und daher die EDV-
technische Umsetzung besser ablaufen kann. Zudem erhält die Gemeinde mit einer Hebesatzsatzung 
die Flexibilität, die Hebesätze noch bis zum 30.06. eines Jahres für das laufende Jahr anzupassen. 
 
Die in dieser Sitzung beschlossenen Hebesätze gelten dann ab 01.01.2025. 
 
Grundsteuer C 
Das Landesrecht räumt den Kommunen die Möglichkeit ein, für unbebaute, bebaubare 
Grundstücke eine Grundsteuer C zu erheben. Dafür ist jedoch zuerst eine Erfassung dieser Grund- 
stücke nötig. Da die Grundsteuerreform bereits viele Ressourcen bindet und die Rechtslage noch 
unklar ist, empfiehlt der Gemeindetag zum Jahr 2025 auf die Erhebung der Grundsteuer C zu 
verzichten. 
 
Widersprüche 
Folgenden Hinweis bittet die Verwaltung bezüglich möglicher Widersprüche zu beachten. Ein ein-
gelegter Widerspruch gegen den Grundsteuerbescheid hat keine aufschiebende Wirkung auf die 
Zahlung. Das bedeutet, dass trotz eines Widerspruchs die Grundsteuer an die Gemeinde entrichtet 
werden muss. Im Falle eines zulässigen und begründeten Widerspruchs, der eine Minderung der 
Steuerschuld zur Folge hat, wird die Überzahlung an den Steuerschuldner zurückerstattet. Die Ein-
legung eines Widerspruchs gegen den Bescheid der Gemeinde hat allerdings keine Aussicht auf 
Erfolg, wenn gegen den Messbetrag des Finanzamts vorgegangen wird. Hier hat die Gemeinde kei-
nen Handlungsspielraum, diesen ohne einen neuen Bescheid des Finanzamts zu ändern. Daher ist 
bei einem Fehler des vom Finanzamt ermittelten Messbetrages Einspruch beim Finanzamt 
einzulegen. Falls die Einspruchsfrist verstrichen ist, besteht dennoch die Möglichkeit einer Neube-
wertung des Grundstücks. Hierzu wird auf den Gemeinsamen Gutachterausschuss Emmendingen 
und das Finanzamt Emmendingen verwiesen. 
 
Anlage(n): 
1. Hebesatzsatzung Forchheim ab 01.01.2025 
 



 
 

Gemeinde Forchheim 
-Landkreis Emmendingen- 
 

 

Satzung über die Erhebung der Grundsteuer und Gewerbesteuer 
(Hebesatzsatzung) 

 
Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung und §§ 2 und 9 des Kommunalabgabengesetzes 
für Baden-Württemberg in Verbindung mit §§ 1, 50 und 52 des Landesgrundsteuergesetzes 
für Baden-Württemberg und §§ 1, 4 und 16 des Gewerbesteuergesetzes hat der 
Gemeinderat der Gemeinde Forchheim am Kaiserstuhl am 12.11.2024 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1  Steuererhebung 
 

(1) Die Gemeinde Forchheim am Kaiserstuhl erhebt von dem in ihrem Gebiet liegenden 
Grundbesitz Grundsteuer nach den Vorschriften des Landesgrundsteuergesetzes für 
Baden-Württemberg. 
 

(2) Sie erhebt Gewerbesteuer nach den Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes von 
den stehenden Gewerbebetrieben mit Betriebsstätte in der Gemeinde Forchheim am 
Kaiserstuhl und den Reisegewerbebetrieben mit Mittelpunkt der gewerblichen 
Tätigkeit in der Gemeinde Forchheim am Kaiserstuhl. 

 
 

§ 2  Steuerhebesätze 
 
Die Hebesätze werden festgesetzt 
 

1. für die Grundsteuer 
 

a) für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft (Grundsteuer A) auf 700 v.H., 
 

b)  für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 300 v.H., 
 

2. für die Gewerbesteuer auf 370 v.H. 
 
der Steuermessbeträge. 
 
 

§ 3  Geltungsdauer 
 
Die in § 2 festgelegten Hebesätze gelten erstmals für das Kalenderjahr 2025. 
 
 

§ 4 Grundsteuerkleinbeträge 
 
Grundsteuerkleinbeträge im Sinne des § 52 Abs. 2 des Landesgrundsteuergesetzes für 
Baden-Württemberg werden fällig 
 
a) am 15. August mit ihrem Jahresbetrag, wenn dieser 15 Euro nicht übersteigt; 
 
b) am 15. Februar und 15. August zu je einer Hälfte ihres Jahresbetrags, wenn dieser 

30 Euro nicht übersteigt. 



2 

 

§ 5 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung 
der Grundsteuer und Gewerbesteuer vom 16.12.2015 außer Kraft. 
 
 
Forchheim am Kaiserstuhl, den 12.11.2024 
 
 
 
Christian Pickhardt 
Bürgermeister 
 
 
 
Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg oder auf Grund der Gemeindeordnung erlassener 
Verfahrensvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 
Gemeindeordnung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt 
nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 
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